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Textbausteine für eine Stellungnahme zur Sportförderungs-Verordnung

Die im Folgenden aufgelisteten Textbausteine wurden von anderen Sportorganisationen im Zusammenhang mit der Anpassung der Sportförderungs-Verordnung verwendet. Sie setzen zusätzliche oder andere Akzente 
als die Stellungnahme von Swiss Olympic und können als Inspiration dienen für Sportorganisationen, die sich an der Vernehmlassung beteiligen wollen. 


	Relevanter SpoFöV-Artikel
	Textbaustein
	Organisation

	Einleitung
	Es erstaunt, dass mit der neuen SpoFöV ausgerechnet dem Sport, welcher weitgehend vom Ehrenamt getragen wird, ein derart einschränkendes Regelwerk auferlegt werden soll. Dies auch vor dem Hintergrund, dass weder in Wirtschaft noch Verwaltung Reglementierungen in diesem Ausmass anzutreffen sind.

	Konferenz der kantonalen Sportbeauftragten (KKS)

	Einleitung
	Es stellt sich die Frage, ob der Regelungsgegenstand der neuen Bestimmungen der Sportförderungsverordnung überhaupt auf Verordnungsstufe durch den Staat geregelt werden muss und soll. Viel einfacher und flexibler umzusetzen, und wohl auch verträglicher, wären Selbstregulierungen auf Stufe von Swiss Olympic und anderer Dachverbände, beispielsweise Dachverbände der Jugend(sport)arbeit. Im erläuternden Bericht anerkennen Sie ja die Vorarbeiten von Swiss Olympic und Sie knüpfen auch an diese Vorarbeiten an. Auf Stufe der Sportförderungsverordnung bräuchte es dann nur noch Art. 72b und sinngemäss Art. 72d des vorliegenden Entwurfs sowie eine globale Umschreibung des notwendigen Inhalts einer Selbstregulierung.

	Zürcher Kantonalverband für Sport (ZKS)

	Einleitung
	Im Mittelpunkt des neuen SpoFöV steht der Vorschlag, die an die Sportverbände ausbezahlten staatlichen Unterstützungsleistungen an die Implementierung der Grundsätze einer Ethik-Charta zu knüpfen. Diese Verknüpfung, die das ethische Handeln fördern soll, wird von der FDP ausdrücklich begrüsst. Jedoch muss bei deren Umsetzung die hohe Heterogenität der Sportverbände berücksichtigt werden. So unterscheiden sich die vorhandenen Strukturen, Ressourcen und Kompetenzen je nach Verband deutlich. Es muss zudem beachtet werden, dass die gewählte Lösung keinen zu grossen bürokratischen Mehraufwand schafft und auch für die kleineren Verbände umsetzbar bleibt. So muss in Artikel 72c nicht nur die Prinzipien der Verhältnismässigkeit und Rechtsgleichheit Einzug finden, sondern auch das Prinzip des Milizsystems. Damit diese Strukturen der Schweizer Sportwelt erhalten bleiben.

	FDP.Die Liberalen 
(LINK)




	Einleitung
	Im Wissen, dass die rechtlichen Anpassungen Teil eines von unserer Dachorganisation Swiss Olympic und dem BASPO erarbeiteten Massnahmenpakets sind, welches die Mindestanforderungen definiert, sind wir dezidiert der Meinung, dass Sportverbände, welche sich über die Mindestanforderungen hinaus stark in der Prävention engagieren und sich keine Verstösse zuschulden kommen lassen, zusätzlich entschädigt werden sollten.

	Swiss Tennis

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. a-d (Bestimmungen des Dachverbands)
	Wir fordern, auf Verordnungsstufe auf eine detaillierte Regelung, wie sie der Entwurf in Art. 72c vorsieht, zu verzichten. Eine Selbstregulierung im Sinne der erwähnten «Branchenlösung Sport» ist viel einfacher, differenzierter und flexibler umzusetzen. Dieses Vorgehen würde das Milizsystem im Sport stärken und den Kontroll- und Vollzugsaufwand auf allen Stufen in Grenzen halten. Wir schlagen folgende Formulierung für Art. 72c, Abs. 1, Bst. a-d vor: 
1 Die Vorkehren im Sinne von Artikel 72b Absatz 1 müssen sich auf Bestimmungen des Dachverbands stützen über:  
a. die Verhaltenspflichten, die sich aus der Ethik-Charta des Schweizer Sports ergeben für Trainerinnen, Trainer, Athletinnen, Athleten, Betreuerinnen, Betreuer, Funktionärinnen und Funktionäre sowie Angestellte und Beauftragte in Sportorganisationen;  
b. die Anforderungen an die gute Organisation und Verwaltungsführung von Sportorganisationen;  
c. die Untersuchung von Fehlverhalten und Missständen in Sportorganisationen durch eine unabhängige nationale Meldestelle sowie die Sanktionierung von Verfehlungen durch eine unabhängige Disziplinarstelle;  
d. die Anforderungen an Sportorganisationen hinsichtlich Massnahmen zur Verhinderung von Unfällen und Verletzungen bei der Sportausübung namentlich durch Ausbildung, Information, Beratung, Forschung, Dokumentation und Kontrolle.  
2 In den Bestimmungen nach Absatz 1 Buchstabe b werden die unterschiedlichen Strukturen der Sportorganisationen berücksichtigt; dabei werden die Prinzipien der Verhältnismässigkeit, Rechtsgleichheit sowie das Milizsystem beachtet.   
3 Der Dachverband publiziert die geltenden Bestimmungen auf seiner Internetseite.

	Schweizerischer Handball-Verband




	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b (Anforderungen an die gute Organisation und Verwaltungsführung)
	Bei dieser Bestimmung stellt sich die Frage, ob diese Regeln, die nicht einmal in der gesamten Wirtschaft so existieren, nicht zu weit gehen und überhaupt notwendig sind. Dass in der Organisation und Verwaltungsführung der Sportorganisationen Missstände herrschen, ist nirgends dargetan. Die Sportverbände funktionieren in der Regel gut, transparent und nach demokratischen Regeln. Sie basieren auf den Vorgaben des Schweizerischen Zivilgesetzbuchs (ZGB), erstatten jährlich zuhanden der Vereinsversammlung Bericht und haben – auch wenn nicht gesetzlich vorgegeben – vereinsinterne, von der Vereinsversammlung gewählte Revisoren. Eigentlich müssten diese Vorgaben als Anforderung an gute Organisation und Verwaltungsführung ausreichend sein und die Bestimmungen von Ziff. 1 bis 8 sind entsprechend unnötig.
Insgesamt soll dieser Bst. b auf die eigentliche Umsetzung des Prinzips der Bekämpfung der Korruption im Sport gemäss Ethik-Charta mit neu formulierten Bestimmungen beschränkt werden und die Bestimmungen über die Organisation und Verwaltungsführung der Sportorganisationen sollen ersatzlos weggelassen oder dann wie aufgezeigt mit dem Grundsatz «comply or explain» ergänzt werden.

	ZKS

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b (Anforderungen an die gute Organisation und Verwaltungsführung)
	Die Besetzung von Ehrenamts-Funktionen bei Schweizer Sportverbänden und -vereinen – so auch bei PluSport – bereit vielerorts grosse Sorgen und führt teilweise zu existenzbedrohenden Situationen. Oft gelingt es nur mit grösster Mühe, vakante Positionen neu zu besetzen, insbesondere auf Vereinsebene. Gerade die stetig sich verschärfenden Controlling- und Governance-Vorgaben, gepaart mit immer mehr Verwaltungsbürokratie, führen zu einer signifikanten Ehrenamts-Frustration. Kommen in dieser Situation noch (ohne Not) weitere staatliche Vorschriften hinzu, kann das insbesondere auf Vereinsebene zu einer Gefährdung einer hohen Anzahl Sportvereine führen. Das wäre aus unserer Sicht weder sport- noch gesellschaftspolitisch erstrebenswert.

	PluSport Behindertensport Schweiz

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 2 (Pflicht zur Dokumentation/
Publikation der Herkunft/Verwendung der Finanzen)
	Der Nachweis der Verwendung der Finanzen, aufgeschlüsselt nach bestimmten Anspruchsgruppen in der Organisation (z.B. die Förderung des Sports von Kindern, jungen Frauen oder Menschen mit einer Behinderung), ist in Realität nicht in jedem Falle mit hoher Genauigkeit umsetzbar. In Anbetracht dessen, dass Sporttreiben generell interkulturell, integrativ sowie generationen- und geschlechterübergreifend geschehen soll, steht dies in einem gewissen Widerspruch zur Forderung einer Transparenzpflicht und den Nachweis der klar zugeordneten Verwendung. Eine eng ausgelegte Umsetzung dieser Ziffer würde unverhältnismässig hohe Bürokratie und Mehraufwände für die (teilweise ehrenamtlich geführten) Sportorganisationen bedeuten. Gegen eine grundsätzliche Transparenzpflicht mit Mindestanforderungen gemäss Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 ist nichts einzuwenden. Die Ausführungen zu Ziffer 2 im erläuternden Bericht gehen jedoch zu weit. Der zweite Abschnitt der Erläuterung zu Ziffer 2 ist deshalb ersatzlos zu streichen.
	KKS

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 2 (Pflicht zur Dokumentation/
Publikation der Herkunft/Verwendung der Finanzen)
	Es ist Sportvereinen oft nicht möglich, die Verwendung der Finanzen aufgeschlüsselt nach bestimmten Anspruchsgruppen (z.B. Frauen, Menschen mit Behinderung) nachzuweisen. So finden im Kanusport beispielsweise fast ausschliesslich geschlechtergemischte, inklusive Trainings statt. Eine eng ausgelegte Umsetzung dieser Ziffer würde unverhältnismässig hohe Bürokratie und Mehraufwand für die fast ausschliesslich ehrenamtlich geführten Kanuclubs bedeuten. Gegen eine grundsätzliche Transparenzpflicht mit Mindestanforderungen gemäss Abs. 1 Bst. b Ziff. 1 ist nichts einzuwenden. Die Ausführungen zu Ziffer 2 im erläuternden Bericht gehen jedoch zu weit. Der zweite Abschnitt der Erläuterung zu Ziffer 2 ist deshalb ersatzlos zu streichen.

	Swiss Canoe

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 1 und 2 (Pflicht zur Dokumentation/Publikation von Entscheidungen bzw. Finanzen)

	Wir gehen davon aus, dass dieser Dokumentations- und Publikationspflicht mit der Publikation der Statuten auf der Vereins-Website bzw. mit der Publikation eines (digitalen) Geschäftsberichts Genüge getan ist.
	Swiss Tennis

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 3 (Pflicht zur ausgewogenen Geschlechtervertretung in den Leitungsorganen)
	Was unter «ausgewogener Vertretung der Geschlechter in den Leitungsorganen der Sportorganisation» zu verstehen ist, halten die Erläuterungen unmissverständlich fest: Von einer ausgewogenen Geschlechtervertretung ist dann auszugehen, wenn in einem mehrköpfigen Organ beide Geschlechter mit je mindestens 40% der Sitze vertreten sind. Besteht ein Leitungsorgan aus höchstens drei Mitgliedern, so hat mindestens eine Person dem jeweils andern Geschlecht anzugehören. Diese starre Vorgabe ist nicht zielführend. Nicht einmal staatliche Unternehmen oder Verwaltungen sehen solch rigorose Geschlechterquoten in ihren Führungsgremien vor. Vielfach sind Sportarten stark «geschlechtskonnotiert», entweder historisch bedingt oder ohne erkennbare Ursprünge. Es hätte auf eine Vielzahl von Sportorganisationen weitreichende Auswirkungen, weil wegen Quotenvorgaben schlichtweg nicht genügend oder nicht passendes Führungspersonal aufzufinden wäre. Bei kleineren Sportorganisationen, wo die Rekrutierung von Vorständen vielfach sowieso schon schwierig ist, würde dies zu einer nahezu unlösbaren Aufgabe. Der organisierte Sport als Grundgerüst der nationalen Sportförderung läuft Gefahr, substanziell geschwächt zu werden. Die Ziffer 3 inkl. Erläuterungen ist insofern abzuändern, dass keine starren Quoten über alle Sportorganisationen hinweg eingeführt werden. Empfehlungen oder Richtwerte sind dennoch angezeigt.

	KKS




	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 7 (Datenschutz)
	Dieser Grundsatz ist bereits anderweitig ausreichend geregelt und gehört nicht in diese Verordnung.

	ZKS

	Art. 72c, Abs. 1, Bst. b, Ziff. 8 (Konzepte und Massnahmen)
	Diese Regel wird die die meisten ehrenamtlich geführten Verbände und Vereine – auch solche mit professionellen Geschäftsstellen – überfordern, fehlen doch oft entsprechende Fachleute; und einfach ein Muster eines Dachverbandes abzuschreiben hilft nichts und schadet mehr. Erwähnt sei, dass diese Verbände und Vereine dank den demokratischen Strukturen einwandfrei und bestens funktionieren. Auch soll in diese Verordnung keineswegs dazu führen, dass Sportverbände und Vereine für Konzepte und Massnahmen teure Beratungsdienstleistungen in Anspruch nehmen müssen.

	ZKS

	Art. 72h (Verantwortlichkeit der Sportorganisation)
	Diese Umkehr der Beweislast (die Sportorganisation muss bei Verstössen einzelner beweisen, dass sie alle erforderlichen und zumutbaren Vorkehren zur Vermeidung der Pflichtverletzung getroffen hat) scheint uns zumindest heikel. Zudem bringt sie enormen Administrativaufwand mit sich. Es kann nicht Aufgabe der Sportorganisationen sein, die Umsetzung zu belegen, sondern Aufgabe der Meldestelle, im Verdachtsfalle zu untersuchen, ob die betroffene Sportorganisation ihre Pflichten erfüllt hat. In jedem Fall ist der Schluss «Es ist etwas passiert, also hat die Sportorganisation nicht genug getan» unzulässig. Wir beantragen deshalb folgende Anpassung: 
Verstösst eine Person als Mitglied, Angestellte, Angestellter, Beauftragte oder Beauftragter einer Sportorganisation gegen die in Artikel 72c Absatz 1 Buchstabe a erwähnten Bestimmungen, so kann das BASPO dieser Sportorganisation Finanzhilfen kürzen, verweigern oder solche zurückfordern, wenn die Sportorganisation nicht nachweist, dass sie alle erforderlichen und zumutbaren organisatorischen Vorkehren getroffen hat, um eine solche Pflichtverletzung zu verhindern.

	Schweizerischer Fussballverband



